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im April 2021 
 
 
Liebe Klientinnen, 
liebe Klienten, 
 
 
das Rad dreht sich weiter, auch wenn derzeit Deutschland und die Welt bei einem Thema stillsteht. 
Bitte denken Sie auch weiterhin positiv und vergeuden Sie keine Energie durch schlechte Gedanken. 
Das Thema Steuern ist auch nicht stehen geblieben und deshalb dürfen wir Ihnen unseren neuesten 
Informationsbrief zur Verfügung stellen, der wieder viele wichtige Neuerungen beinhaltet.  
 
Wir möchten Sie nochmals für das Thema VERFAHRENTSDOKUMENTATION und KASSEN- 
VERFAHRENTSDOKUMENTATION sensibilisieren. 
Diese Dokumentationen sind seit Jahren verpflichtend vorgeschrieben und die Finanzverwaltung zieht 
bei Betriebsprüfungen negative Konsequenzen bei Nichtvorlage dieser notwendigen Ausführungen. 
 
Holen Sie diese in den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung geregelten Dokumentationen 
zeitnah nach, sofern Sie diese nicht führen.  
Gerne stehen wir für Rückfragen und Beratungen zur Verfügung! 
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1.    Allgemeines und Hinweise 
 
 
1.1  Offenlegungsfrist wird nochmals verlängert 
 

Das zuständige Bundesamt für Justiz hat am Freitag, 26.02.2021 folgende Information ver-
öffentlicht: 
„Einleitung von Ordnungsgeldverfahren für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag              
31. Dezember 2019. Das Bundesamt für Justiz wird in Abstimmung mit dem Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz gegen Unternehmen, deren gesetzliche Frist zur 
Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 
31. Dezember 2019 am 31. Dezember 2020 endet, vor dem 6. April 2021 kein 
Ordnungsgeldverfahren nach § 335 des Handelsgesetzbuchs einleiten. Damit sollen 
angesichts der andauernden COVID-19-Pandemie die Belange der Beteiligten angemessen 
berücksichtigt werden.“ 
 

1.2  Verlängerung der Steuererklärungsfristen 
     

Aufgrund der aktuellen Situation sind die Abgabefristen für die Steuererklärungen 2019 vom 
28. Februar 2021 auf den 31. August 2021 verschoben worden. 
 
Hinweis: 
 
Die Verlängerung greift nur für durch einen Steuerberater oder anderen Angehörigen der 
steuerberatenden Berufe (z.B. Lohnsteuerhilfeverein) vertretene Steuerpflichtige. 
Außerdem wurde der Beginn des Verzinsungszeitraums für 2019 vom 1. April 2021 auf den     
1. Oktober 2021 verschoben. 
                   

1.3  Kurzarbeitergeld – Verlängerung bis 30.06.2021 
 

Für Unternehmen und Beschäftigte ist die weitere Entwicklung der Corona-Pandemie mit vielen 
Unsicherheiten behaftet. Um klare Perspektiven zu schaffen, hat das Bundeskabinett am 
24.03.2021 den erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld um drei Monate bis zum 30. Juni 
2021 verlängert. Nach aktueller Rechtslage gelten die Erleichterungen nur für Betriebe, die bis 
zum 31. März 2021 Kurzarbeit eingeführt haben. Die neue Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.  

 
1.4   Vernichtung von Buchhaltungsunterlagen 

 
Für Buchhaltungsunterlagen gelten bestimmte Aufbewahrungsfristen (vgl. § 147 Abgaben-
ordnung). Im Jahresabschluss kann ggf. für die zukünftigen Kosten der Aufbewahrung dieser 
Unterlagen eine Rückstellung gebildet werden. 
 
Mit Ablauf der gesetzlichen Fristen können nach dem 31.12.2020 insbesondere folgende 
Unterlagen vernichtet werden: 

 
10-jährige Aufbewahrungsfrist: 
 
●   Bücher, Journale, Konten usw., in denen die letzte Eintragung 2010 und früher erfolgt ist 

 
●   Jahresabschlüsse, Lageberichte, Eröffnungsbilanzen und Inventare, die 2010 oder früher 
     aufgestellt wurden, sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen Unterlagen 
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●   Buchungsbelege (z.B. Rechnungen, Bescheide, Zahlungsanweisungen, Kontoauszüge, 
     Lohn- bzw. Gehaltslisten, Reisekostenabrechnungen, Bewirtungsbelege) aus dem Jahr 2010 
 
6-jährige Aufbewahrungsfrist: 
 
●   Lohnkonten und Unterlagen (Bescheinigungen) zum Lohnkonto mit Eintragungen aus 2014 
     oder früher 
 
●   Sonstige Dokumente (z.B. Ausfuhr- bzw. Einfuhrunterlagen, Auftragsbücher, Frachtbriefe, 
     abgelaufene Darlehensverträge, Versicherungspolicen) sowie Geschäftsbriefe aus dem 
     Jahr 2014 oder früher 
 
Aufzubewahren sind alle Unterlagen, die zum Verständnis und zur Überprüfung der 
Aufzeichnungspflichten von Bedeutung sind. Dies gilt sowohl für Unterlagen in Papierform als 
auch für Unterlagen in Form von Daten, Datensätzen und elektronischen Dokumenten; die 
Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung sind einzuhalten. Während des 
Aufbewahrungszeitraums muss der Zugriff auf diese Daten, die Lesbarkeit und die maschinelle 
Auswertbarkeit möglich sein. 
Eingehende elektronische Rechnungen, Handels- und Geschäftsbriefe oder sonstige 
bedeutsame Dokumente sind in dem Format unverändert aufzubewahren, in dem sie 
empfangen wurden (z.B. im PDF- oder Bildformat); sie dürfen nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungspflicht gelöscht werden. 
Werden Papierdokumente in elektronische Dokumente umgewandelt („gescannt“), muss das 
Verfahren dokumentiert werden, durch das insbesondere die inhaltliche Übereinstimmung mit 
dem Original sowie die Lesbarkeit und Vollständigkeit sichergestellt werden. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte 
Eintragung in das Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder 
der Lagebericht aufgestellt, der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt 
worden oder der Buchungsbeleg entstanden ist, ferner die Aufzeichnung vorgenommen worden 
ist oder die sonstigen Unterlagen entstanden sind. 
Die Vernichtung von Unterlagen ist allerdings dann nicht zulässig, wenn die Frist für die Steuer-
festsetzung noch nicht abgelaufen ist (vgl. §§ 169, 170 Abgabenordnung). 
Bei der Entscheidung über die Vernichtung von Buchhaltungsunterlagen ist grundsätzlich auch 
zu prüfen, ob und welche Unterlagen evtl. als Beweise für eine spätere Betriebsprüfung bzw. für 
ein ggf. noch zu führendes Rechtsmittel – trotz der offiziellen Vernichtungsmöglichkeit – weiter-
hin aufbewahrt werden sollten. 
 

1.5. Hinweise zur aktuellen Förderung durch Überbrückungshilfe III 
 
Wer ist antragsberechtigt? 
 
Begünstigt sind grundsätzlich – anders als bei den Überbrückungshilfen I und II – nunmehr alle 
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von bis zu 750 Mio. €, sofern diese in einem Monat 
einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Referenzmonat im Jahr 
2019 erlitten haben. Sie können eine Förderung im Rahmen der förderfähigen Maßnahmen der 
Überbrückungshilfe III für den betreffenden Monat beantragen. 
Unternehmen, die zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 30. April 2020 gegründet wurden, 
können einen alternativen Vergleichsumsatz bilden, z.B. den durchschnittlichen monatlichen 
Umsatz des Jahres 2019. 

 
Achtung: 
 
Wie auch bei den vorgehenden Überbrückungshilfen I und II gilt: Eine Auszahlung an 
Unternehmen, die ihren Geschäftsbetrieb dauerhaft eingestellt oder die Insolvenz beantragt 
haben, ist ausgeschlossen. Zudem darf sich das Unternehmen am 31.12.2019 nicht in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befunden haben. 
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Ausschluss bei Inanspruchnahme November-/Dezemberhilfe 
 
Ein Unternehmen darf daneben für die Fördermonate November und Dezember 2020 keine 
Überbrückungshilfe III beantragen, wenn bereits November- oder Dezemberhilfe gewährt 
wurde. Sollten bereits Leistungen nach der Überbrückungshilfe II beantragt worden sein, 
werden die entsprechenden Leistungen für diese Monate angerechnet. 
 
Hinweis: 
 
Eine „Splittung“ der Förderung ist nicht möglich. Es kann z.B. nicht für den November 2020 die 
entsprechende Novemberhilfe und für den Dezember 2020 dann zu der Förderung nach der 
Überbrückungshilfe III optiert werden. 
 
Förderfähige Kosten 
 
Bei der Überbrückungshilfe III handelt es sich (wie in den ersten beiden Phasen) um einen Fix-
kostenzuschuss für abschließend genannte Kostenarten. Daher bestimmt sich die Höhe der 
Überbrückungshilfe III auch maßgeblich nach den entstandenen Fixkosten. Diese werden 
abhängig vom Umsatzrückgang in prozentualer Höhe gefördert. 
 
Hinweis: 
 
Die Förderrichtlinien sehen hier einen strengen Katalog maßgeblicher betrieblicher Fixkosten 
vor. Gerne lassen wir Ihnen hier ein entsprechendes Muster zur Ermittlung der für Sie 
maßgeblichen Fixkosten zukommen. 
 
Für gewisse Branchen sind Besonderheiten bei der Ermittlung der Fixkosten vorgesehen, dies 
betrifft: 
 
●   Unternehmen der Reisebranche, 
●   Unternehmen der Veranstaltungs- und Kulturbranche, 
●   Unternehmen im Einzelhandel, soweit diese im Jahr 2020 einen Verlust erwirtschaftet haben 
     sowie 
●   Unternehmen der pyrotechnischen Industrie. 
 
Höhe der Förderung 
 
In welcher Höhe nun die obig zu Grunde gelegten Fixkosten im Rahmen der Überbrückungs-
hilfe III konkret gefördert = erstattet werden, hängt wiederum vom konkreten Umsatzeinbruch im 
Betrachtungszeitraum (November 2020 bzw. Januar 2021 bis Juni 2021) ab. 
 
Hierbei greift eine Staffelungsregelung wie folgt: 
 
●   Umsatzeinbruch > 70 % 
     Erstattung von 90 % der Fixkosten 
 
●   Umsatzeinbruch > 50 % bis < 70 % 
     Erstattung von 60 % der Fixkosten 
 
●   Umsatzeinbruch > 30 % bis < 50 % 
     Erstattung von 40 % der Fixkosten 
 
●   Umsatzeinbruch < 30 % 
     keine Erstattung   
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Hinweis:  
 
Der jeweilige Fördersatz ist hierbei pro Monat zu ermitteln. 
Antragsberechtigte sollen bei ihrem Erstantrag als Vorauszahlung auf die endgültige Förderung 
durch die Bewilligungsstelle eine Abschlagszahlung in Höhe von 50 % der beantragten 
Förderung, jedoch höchstens 100.000 € für einen Monat erhalten. Der maximale Zuschuss 
beträgt 1,5 Millionen € pro Monat. 
 
Beantragung 
 
Voraussetzung für die Beantragung der Überbrückungshilfe III ist nicht, dass bereits 
Überbrückungshilfe I und/oder Überbrückungshilfe II beantragt bzw. ausgezahlt wurde. Die 
Förderprogramme laufen insoweit unabhängig voneinander – eine Doppelförderung ist jedoch 
ausgeschlossen. 
Anträge auf Gewährung der Überbrückungshilfe III können seit dem 10. Februar 2021 gestellt 
werden. 
 
Achtung: 
 
Der Antrag ist zwingend durch einen prüfenden Dritten (z.B. Steuerberater) im Namen des 
Antragstellenden über eine digitale Schnittstelle an die Bewilligungsstellen der Länder 
einzureichen. 
 

1.6.  Neustarthilfe für Soloselbständige 
 
Soloselbständigen wird im Rahmen der Überbrückungshilfe III eine einmalige Betriebskosten-
pauschale von bis zu 7.500 € gezahlt, wenn sie ansonsten keine Fixkosten in der 
Überbrückungshilfe III geltend machen. Damit soll insbesondere Künstlern und 
Kulturschaffenden geholfen werden, welche i.d.R. nur geringe betriebliche Fixkosten haben. 
 
Achtung: 
 
Voraussetzung ist, dass im Rahmen der Überbrückungshilfe keine weiteren Kosten geltend 
gemacht werden. D.h. Neustarthilfe und Überbrückungshilfe III schließen sich gegenseitig aus. 
Die einmalige Betriebskostenpauschale steht – wie die Überbrückungshilfen insgesamt – Solo-
selbstständigen zu, die ihr Einkommen im Referenzzeitraum (im Normalfall das Jahr 2019) zu 
mindestens 51 Prozent aus ihrer selbständigen Tätigkeit erzielt haben. 
Die volle Betriebskostenpauschale wird gewährt, wenn der Umsatz des Soloselbständigen 
während der sechsmonatigen Laufzeit Januar 2021 bis Juni 2021 im Vergleich zu einem 
sechsmonatigen Referenzumsatz 2019 um 60 Prozent oder mehr zurückgegangen ist. 
Der sechsmonatige Referenzumsatz 2019 wird ermittelt, indem der durchschnittliche 
Monatsumsatz 2019 (also über die gesamten 12 Monate) berechnet und dann mit dem Faktor 
sechs multipliziert wird. Im Ergebnis ist der Referenzumsatz daher die Hälfte des 
Jahresumsatzes 2019. In Neugründungsfällen greifen wiederum alternative 
Berechnungsmethoden. 
 
Anrechnung von Umsätzen 
 
Sollte der Umsatz während der sechsmonatigen Laufzeit bei über 40 Prozent des 
sechsmonatigen Referenzumsatzes liegen, sind die Vorschusszahlungen anteilig so 
zurückzuzahlen, dass in Summe der erzielten Umsätze und die Förderung 90 Prozent des 
Referenzumsatzes nicht überschreiten. 
So können beispielsweise bei einem tatsächlichen Umsatz von 60 Prozent des 
Referenzumsatzes im Betrachtungszeitraum 30 Prozent des Referenzumsatzes als Förderung 
behalten werden, die Differenz zur ausgezahlten Förderung (20 Prozent) ist zurückzuzahlen. 
 
Liegt der erzielte Umsatz bei 90 Prozent oder mehr, so ist die Neustarthilfe vollständig 
zurückzuzahlen. 
 
Wenn die so errechnete Rückzahlung unterhalb einer Schwelle von 250 Euro liegt, ist keine 
Rückzahlung erforderlich. 
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Antrag Neustarthilfe 
 
Bei der Neustarthilfe ist ein zweigestuftes Antragsverfahren vorgesehen. 
In einem ersten Antragsschritt kann die Neustarthilfe seit dem 16. Februar 2021 von 
natürlichen Personen beantragt werden, die ihre selbständigen Umsätze als Freiberuflerinnen 
und Freiberufler sowie als Gewerbetreibende für die Berechnung der Neustarthilfe zugrunde 
legen möchten. 
 
Achtung: 
 
Die „Neustarthilfe“ für Soloselbständige im ersten Antragsschritt in Höhe von bis zu 7.500 Euro 
kann nur direkt durch Sie selbst als Betroffener beantragt werden. Für die Anmeldung zum 
Direktantrag benötigen Sie ein ELSTER-Zertifikat. 
 
Hinweis: 
 
Die Begünstigten werden bei Beantragung zu einer Endabrechnung durch Selbstprüfung nach 
Ablauf des Förderzeitraums verpflichtet. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind auch 
Einkünfte aus abhängiger Beschäftigung – sofern vorhanden – zu den Umsätzen aus 
selbständiger Tätigkeit zu addieren. Zur Vermeidung von Subventionsbetrug wurden bereits 
stichprobenhafte Nachprüfungen angekündigt. Die genauen Details von Erklärungs- und 
Selbstprüfungspflichten stehen jedoch noch nicht fest. 
 
In einem zweiten, späteren Antragsschritt wird das Antragsverfahren auch geöffnet für: 
 
●   Soloselbständige, die neben ihren freiberuflichen und/oder gewerblichen Umsätzen auch 
     anteilige Umsätze aus Personengesellschaften (PartG, KG, GbR, OHG) erzielen; 
 
●   Soloselbständige, die anteilige Umsätze aus Personengesellschaften erzielen und alle ihre 
     selbständigen Umsätze über diese Gesellschaften erzielen und 
 
●   Kapitalgesellschaften mit einer Gesellschafterin bzw. einem Gesellschafter (Ein-Personen- 
     GmbH, Ein-Personen-UG (haftungsbeschränkt)) bzw. einer Aktionärin oder einem Aktionär  
     (Ein-Personen-AG). 
 
Dieses zweite Antragsverfahren kann (voraussichtlich) durch uns als prüfende Dritte 
durchgeführt bzw. unterstützt werden. 
 
Achtung: 
 
Anträge im zweiten Antragsverfahren sind aktuell noch nicht möglich, wir informieren Sie, 
sobald dieses möglich ist. Wurde ein Antrag im ersten Antragsschritt gestellt, ist eine 
Erweiterung des Antrags im Rahmen des zweiten Antragsverfahrens nicht möglich! 
 
 

1.7  Umsatzsteuerrechtliche Beurteilung von Sachspenden; 
 Keine Umsatzbesteuerung von Sachspenden von Einzelhändlern an steuerbe- 
 günstigte Organisationen vom 1. März 2020 bis zum 31. Dezember 2021 

 
Unabhängig davon hat jedoch die Corona-Pandemie hinsichtlich der umsatzsteuerlichen 
Spendenthematik zu einer einzigartigen Sondersituation geführt. 
Durch die Ausnahmesituation der Corona-Pandemie und der damit einhergehenden 
Maßnahmen des Lockdowns ist der Einzelhandel in besonderer Weise betroffen. Zwar erlaubte 
es der Online-Handel auch den Einzelhändlern, ihre Waren trotz des Lockdowns weiterhin zu 
verkaufen. Der typische Verkauf, der durch persönliche Beratung des Kunden und die 
Darbietung der Ware im Ladengeschäft gekennzeichnet ist, war jedoch nicht möglich. Dadurch 
hat sich vor allem Saisonware in einmalig großen Mengen in den Lagern der Einzelhändler 
angestaut, die jetzt nur noch schwerlich abzusetzen ist. 
Unter Berücksichtigung dieser einzigartigen Belastung des Einzelhandels wird flankierend zu 
dem BMF-Schreiben zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Sachspenden vom 18. März 2021 
(III C 2 – S 7109/19/10002 :001) und begleitend zu den bereits getroffenen coronabedingten 
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steuerlichen Hilfsmaßnahmen sowie den Überbrückungshilfen eine befristete Billigkeitsregelung 
für Sachspenden gewährt. Dadurch wird bei Waren, die von Einzelhändlern, die durch die 
Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffen sind, an 
steuerbegünstigte Organisationen gespendet werden bzw. gespendet worden sind, auf die 
Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe verzichtet. 
 
Diese Regelung gilt nur für Spenden, die zwischen dem 1. März 2020 und dem                 
31. Dezember 2021 erfolgt sind. 
 
 

2.   Gesetzesänderungen 
 
 
2.1  Betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für Computerhardware und Software nur 
       noch ein Jahr 
  

Nach einem neuen Schreiben des Bundesfinanzministeriums kann für „Computerhardware“ 
sowie für „Software“ eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde gelegt 
werden. Anders als bei geringwertigen Wirtschaftsgütern kommt gemäß § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG 
im Jahr der Anschaffung oder Fertigstellung nur eine zeitanteilige Abschreibung in Betracht, 
wenn die Anschaffung nicht im ersten Monat des (Wirtschafts-)Jahres erfolgt ist. Anschaffungs-
kosten für Computerhardware und Software können damit (statt z.B. über drei Jahre) künftig 
innerhalb von 12 Monaten komplett abgeschrieben werden. 
Der Begriff Computerhardware umfasst auch Peripheriegeräte (z.B. Drucker) und wird in dem 
Schreiben genau definiert. 
Unter Software wird Betriebs- und Anwendersoftware verstanden, wozu neben Standardan-
wendungen auch individuell hergestellte Programme wie ERP-Software, Software für Waren-
wirtschaftssysteme oder sonstige Anwendungssoftware zur Unternehmensverwaltung oder 
Prozesssteuerung gehören. 
Die neue einjährige Nutzungsdauer kann erstmals in Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre 
angewendet werden, die nach dem 31.12.2020 enden, d.h. erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 2021. 
Sofern aus früheren Anschaffungen von Computerhard- oder Software noch Restbuchwerte 
vorhanden sind, können diese in Wirtschaftsjahren, die nach dem 31.12.2020 enden, d.h. 
erstmals im Jahr 2021, in vollem Umfang abgeschrieben werden. 
Diese Grundsätze gelten ab dem Veranlagungszeitraum 2021 entsprechend auch für den 
Werbungkostenabzug z.B. von Arbeitnehmern im Homeoffice. 
 

2.2  Drittes Corona-Steuerhilfegesetz   
 
Durch das Dritte Corona-Steuerhilfegesetz sind folgende Maßnahmen verabschiedet worden: 
 
1.  In der Gastronomie gilt der ermäßigte Umsatzsteuer-Satz von 7 % für die Abgabe von 
    Speisen (nicht für Getränke) bis zum 30.06.2021; diese Regelung wird bis zum 31.12.2022 
    verlängert. 
2.  Für jedes Kind, für das im Jahr 2021 Anspruch auf Kindergeld besteht, wird zusätzlich zum 
    Kindergeld ein Einmalbetrag von 150 Euro gezahlt. Die Auszahlung soll regelmäßig im 
    Mai 2021 erfolgen. 
3.  Die Grenzen für den möglichen Verlustrücktrag werden auf 10 Mio. Euro (bei Zusammen- 
    veranlagung auf 20 Mio. Euro) verdoppelt. 
 
Schon vor Veranlagung zur Einkommensteuer 2020 konnte ein sich abzeichnender Verlust 
pauschal auf das Jahr 2019 zurückgetragen werden, indem bei der Steuerberechnung 2019 
pauschal 30 % des Gesamtbetrags der Einkünfte 2019 als Verlust aus 2020 angesetzt wurden, 
was zu einer Erstattung geführt hat (vgl. im Einzelnen § 111 EStG). Dieser pauschale Verlust-
rücktrag gilt jetzt auch für das Jahr 2021. 
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2.3  Jahressteuergesetz 2020: Wichtige Änderungen 
 

Das Jahressteuergesetz 2020 wurde nunmehr verabschiedet; folgende Änderungen sind von 
besonderem Interesse: 
 
●   Für die Jahre 2020 und 2021 wird eine Homeoffice-Pauschale von 5 Euro für jeden 
     Kalendertag, an dem die betriebliche oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in der  
     häuslichen Wohnung ausgeübt wird, eingeführt; der Abzug ist jedoch auf 600 Euro pro 
     Jahr begrenzt. Die Pauschale kommt Personen zugute, bei denen die erforderlichen  
     Voraussetzungen für ein häusliches Arbeitszimmer nicht vorliegen oder die auf den 
     Einzelnachweis der Arbeitszimmerkosten verzichten. Die Homeoffice-Pauschale wird 
     nicht zusätzlich zum Arbeitnehmer-Pauschbetrag gewährt. 
 
●   Die Investitionsförderung nach § 7g EStG für kleine und mittlere Unternehmen wird bereits 
     für  2020 verbessert. Der Abzugsbetrag wird von 40 % auf 50 % der Anschaffungs- oder 
     Herstellungskosten angehoben; der Höchstbetrag von 200.000 Euro gilt unverändert weiter. 
     Die mindestens 90 %ige betriebliche Nutzung bleibt als Voraussetzung erhalten, wobei 
     jetzt auch längerfristig vermietete Wirtschaftsgüter begünstigt sind. Die einheitliche 
     Gewinngrenze beträgt aber 200.000 Euro. 
 
●   Die Voraussetzungen für (lohnsteuerrechtliche) Gehaltsumwandlungen zur Erlangung 
     bestimmter Steuervergünstigungen sind jetzt gesetzlich geregelt. 
 
●   Vom Arbeitgeber gewährte coronabedingte Hilfen gem. § 3 Nr. 11 a EStG in Höhe von  
     insgesamt 1.500 Euro können noch bis zum 30.06.2021 gezahlt werden. 
 
●   Die Steuerbefreiung für Zuschüsse bzw. Aufstockungen des Arbeitgebers zum Kurz- 
     arbeitergeld für die Monate März 2020 bis Dezember 2020 wird bis Dezember 2021 ver- 
     längert (§ 3 Nr. 28a EStG). 
 
●   Bei einer verbilligten Vermietung einer Wohnung wird die Grenze von 66 % der orts- 
     üblichen Miete, bei deren Unterschreitung die Werbungskosten nur anteilig abgezogen 
     werden können, ab 2021 auf 50 % gesenkt. Beträgt die Miete zwischen 50 % und 66 % 
     der Vergleichsmiete, ist aber eine Totalüberschussprognose zu erstellen; bei einem 
     prognostizierten Gesamtverlust ist der Werbungskostenabzug wie bisher zu kürzen. 
     Erlässt der Vermieter der Wohnung (coronabedingt) aufgrund einer finanziellen  
     Notsituation des Mieters die Mietzahlung zeitlich befristet oder ganz, hat dies keinen 
     Einfluss auf die bisherige Beurteilung des Mietverhältnisses im Rahmen des  
     § 21 Abs. 2 EStG.  
 
●   Ab 2021 steigt die sog. Übungsleiterpauschale von 2.400 Euro auf 3.000 Euro und die 
     Ehrenamtspauschale von 720 Euro auf 840 Euro (§ 3 Nr. 26 und 26a EStG).  
 
●   Die Grenze für den vereinfachten Spendennachweis wird ab 2021 von 200 Euro auf 
     300 Euro angehoben (§ 50 Abs. 4 Nr. 2 EStDV).  
 
●   Ab 2022 wird die Freigrenze für steuerfreie „sonstige“ Sachbezüge (§ 8 Abs. 2 Satz 11 
     EStG) von 44 Euro auf 50 Euro pro Monat erhöht. 
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●   Die Befristung für die Anhebung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende von 
     1.908 Euro auf 4.008 Euro für die Jahre 2020 und 2021 wird aufgehoben, sodass 
     die Erhöhung auch für die Jahre ab 2022 gilt. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
Vorstehende Informationen werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen 
unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung. 

 

 
 


